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xakt 39 Minuten waren im Bun-
destag fürRobinWageners Initia-
tive reserviert. Der Vorsitzende
der deutsch-ukrainischen Parla-

mentariergruppesprachamvorvergange-
nenMittwoch als Erster über den Antrag,
den seine Fraktion, die Grünen, zusam-
men mit SPD, CDU/CSU und FDP nur ei-
nenTagzuvoreingebrachthatte: „Holodo-
mor in der Ukraine: Erinnern –Gedenken
– Mahnen“. Zum 90. Jahrestag der Hun-
gersnot, die durch die brutaleKollektivie-
rungspolitik der Sowjetführung ausgelöst
worden war und die (vor allem imWinter
1932/33) Millionen Menschen das Leben
kostete, fassten die Abgeordneten einen
vonderÖffentlichkeit zwarnurmäßig be-
achteten,abergeschichtspolitischbedeut-
samenBeschluss:AusheutigerPerspekti-
ve liege es nahe, den Holodomor „histo-
risch-politisch“ als Völkermord einzuord-
nen. „Der Deutsche Bundestag teilt eine
solche Einordnung.“

Das reicht weit über die Formulierun-
gen hinaus, mit denen die Grünen 2016 –
also nach Putins Annexion der Krim und
angesichts des Krieges im Donbass –
schoneinmalversuchthatten,der„ökono-
mischen, politischen und militärischen
Destabilisierung der Ukraine“ entgegen-
zuwirken und ein „verantwortungsvolles
Gedenken und Erinnern an die Geschich-
te“ zu fördern.

Wie jene vor fünf Jahren, fand die De-
batte vor gut einerWoche in Anwesenheit
vonAndrijMelnyk statt, der seinerzeit be-
reits als ukrainischer Botschafter und
nun, zusammen mit seinem Nachfolger,
als stellvertretender Außenminister auf
der Besuchertribüne saß. Auch sonst ging
es diesmal vor allemumVerstärkung. Die
ältere, von der damaligen Abgeordneten
Marieluise Beck auf den Weg gebrachte
Beschlussvorlage der Grünen hatte den
Holodomor noch als eines von mehreren
zentralen Ereignissen in der komplexen
Geschichte der Ukraine benannt. Das
„Trauma, Schauplatz größter Mensch-
heitsverbrechenvonHitlerundStalinge-
wesen zu sein“, so hieß es damals analy-
tisch klug und zugleich empathisch, defi-
niere bis heute wesentlich das kollektive
historische Bewusstsein des Landes.

Die nachlesenswerte Debatte (sie kam
erst imMai 2017 zustande und endetemit
der einvernehmlichen Überweisung des
Antrags an den Auswärtigen Ausschuss)
war bei vielen, die dasWort ergriffen, von
dem Eingeständnis geprägt, die deut-
schen Verbrechen in der Ukraine zu lange
lediglich als Teil der Kriegführung gegen
die Sowjetunion gesehen zu haben. Aber
zurSprachekamauchdieAblehnungnati-
onalistischer Geschichtspolitik. Beson-
dersklarwar indiesemPunktderMünch-
ner CSU-Abgeordnete Hans-Peter Uhl,
der auf die nach dem „Euromaidan“ 2014

gegründeteDeutsch-UkrainischeHistori-
kerkommission verwies und meinte, die
„Interpretation der Ereignisse im Einzel-
nenund ihrehistorischeEinordnung“sei-
en nicht die Aufgabe des Staates, sondern
derWissenschaft.

In der jüngsten Debatte war von sol-
cher Zurückhaltung nichts mehr zu spü-
ren.MitverstörendenDetailsüberdiephy-
siologischen Etappen des Verhungerns
meinte Eröffnungsredner Wagener sei-
nenZuhörern „denHorror, der sich hinter
demBegriff ‚Holodomor‘ verbirgt“, verge-
genwärtigenzumüssen.UndmiteinerGe-
wissheit, die sich inder fachwissenschaft-
lichen Diskussion kaum irgendwo findet,
konstatierte er: „Die Tötung durch Hun-
ger hatte auch die politische Unterdrü-
ckungdesukrainischenNationalbewusst-
seins, der ukrainischen Kultur und Spra-
che zumZiel.“ Entsprechend „unüberseh-
bar“ seien „die Parallelen zur heutigen
Zeit“. DenHolodomor als Völkermord ein-
zuordnen, sei „nicht nur Mahnung, son-
dern auchAuftrag an uns alle. Es ist unse-
re Pflicht, diesenWahnsinn zu stoppen“.

Spätestens an dieser Stelle wurde klar,
dass guter Wille, ehrliches Entsetzen und
argumentativeLogiknicht immerzusam-
mengehen. Ganz abgesehen von der Fra-
ge nach der Definitions- und Deutungs-
macht des deutschen Parlaments in Be-
zug auf ein Menschheitsverbrechen aus
der frühen Sowjetzeit: Wie sich Putin da-
durch bei seinen heutigen Verbrechen ge-
gen das Völkerrecht „stoppen“ lassen
könnte, vermochteweder derAbgeordne-
teWagener noch sonst jemand zu sagen.

Aber das störte nicht in einer Debatte,
aus der das Bedürfnis nach psychischer
Selbstentlastung mindestens so sehr
sprach wie jenes nach historischer
(Selbst-)Belehrung – und die letztlich vor
allem als Zeichen der Solidarität mit den
nun immer öfter in Kälte und Dunkelheit
ausharrenden Menschen in der Ukraine

verstanden werden wollte. Wohl deshalb
stimmte am Ende sogar aus den Reihen
von AfD und Linken niemand gegen die
Resolution, obgleich sie in der dort be-
kanntlich eher für falsch gehaltenen For-
derungmündet, die Ukraine „imRahmen
der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel weiterhin politisch, finanziell, hu-
manitär undmilitärisch zu unterstützen“.

Aus geschichtswissenschaftlicher Per-
spektivebleibennachdiesemgutgemein-
ten,abernichtgutgemachtenParlaments-
beschluss vor allem in zweierlei Hinsicht
Bedenken zurück: Zum einen, weil er das
Bedürfnis nach historischer Verengung
und nationaler Vereinnahmung eines
kommunistischenGroßverbrechens igno-
riert, das die heutige Ukraine (vor allem
im Osten) in absoluten Zahlen mit schät-
zungsweise 3,5 Millionen Hungertoten
amstärksten,aberkeineswegsausschließ-
lichbetraf;Kasachstanverloretwa1,5Mil-
lionenMenschen, alsomehr als einDrittel
seinerBevölkerung.AberHunderttausen-
deverhungertenauchauf russischemTer-
ritorium (vor allem imNordkaukasus, so-
wie, zum zweiten Mal innerhalb eines
Jahrzehnts, im Ural und an der Wolga).
Zum andern, weil er der Tendenz zu einer
legislativen Festschreibung historischer
Deutungen folgt, die sich seit denNeunzi-
gerjahren parallel zum intensiver gewor-
denen Diskurs über Menschenrechte und
Genozide ausgebreitet und deren ur-
sprünglich erhoffte Schutzfunktion, etwa
zugunsten von Minderheiten, sich leider
als illusionär herausgestellt hat.

Wer aus der Geschichte lernen will –
und darin gründet, allen Enttäuschungen
zum Trotz, immerhin ein Zukunftsver-
sprechen –, der sollte nicht machtbesetz-
ten Definitionen dasWort reden, sondern
der offenen Reflexion. Gerade auch in
Kriegszeiten. 
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I
n unserer Umarmungsdemokratie
profitiert die Opposition, wenn sie
die Regierung unterstützt. Zur Zeit
hatdieUnionindenUmfragendieRe-

gierungsparteien im Bund weit hinter
sich gelassen. Die hart verhandelte Zu-
stimmung der CDU/CSU zum neuen Bür-
gergeld katapultierte die Verlierer der
Bundestagswahlen aktuell auf rund
30Prozent inderSonntagsfrage.Koopera-
tiveOpposition imdeutschenparlamenta-
rischen System belohnen die Bürger. Kei-
neswegs Totalopposition. Dabei ist es un-
gewohnt, sich wieder in eine demokrati-
sche Opposition einzuhören. Die politi-
sche Ökumene der Groko-Serien narkoti-
sierte. Die Opposition war marginalisiert
oder, als AfD, schrill. Angela Merkel or-
chestrierte zudem als Kanzlerpräsidentin
die (Fast-)Allparteienmehrheiten.DieDe-
batten imParlament litten unterDiskurs-
Allergie.

Das ist in Zeiten der Ampel anders. Die
parteipolitischen Fronten sind mit Rot-
Grün-Gelb wieder sichtbarer. Die Debat-
ten imBundestagsindvielstimmigerAus-
druck der Demokratie, vitalisiert durch
heftigeKontroversenmitechtenAlternati-
ven.EinEmpörungsort fürProteste.Fried-
rich Merz (CDU) brilliert in der Rolle des
Oppositionsführers mit schneidiger
Selbstgewissheit. Seine neodirigistische
EntschiedenheitsprosabrachtedenKanz-
ler häufig in die Defensive und bediente
zugleich die gewachsene Nachfrage nach
verlässlicher Autorität.

Die Bestwerte für die bürgerlich-kon-
servative Opposition sind parlamenta-
risch erarbeitete Merz-Werte. Weder
wünscht sich eine Mehrheit die Union als
Kanzlerpartei zurück, noch erkennt eine
MehrheitbesondereAlleinstellungsmerk-
male einer inhaltlich erneuerten Union.
Die Umfragen belohnen in deutscherMa-
nier, wenig überraschend, den Sound des
oberlehrerhaften Besserwissens.

UnddieseRolle ist inZeitendesGewiss-
heitsschwundes leicht zu erobern. Denn
dieBundesregierungagiertalspermanen-
ter Krisenlotse. Planbarkeit der Politik
war gestern. Unberechenbarkeit bleibt
das Prinzip der politischen Steuerung.
MitVersuchundIrrtumtastet sichdieAm-
pel imModusdesNachbesserns durchdie
Krisen.Da istes leicht, fürOppositionspar-
teien nachträglich aufzulisten, was man
problemlösend hätte bessermachen kön-
nen, ohne nachzuweisen, dass man mit
gleichem Kenntnisstand zu ähnlichen
Schlussfolgerungen gekommenwäre.

Vielleicht istdasderPreisderRisikomo-
derne, inder fürdiePolitik immereineEr-
wartungssicherheit des Nicht-Erwartba-
renbesteht. JedeUmgangsroutinederver-
gangenen Jahre führt nichtmehr zur Pro-
blemlösung.Politikwirkt immerunfertig,
konfrontiertmitderFiktionderdauerhaf-
ten Lösbarkeit von Problemen. Es existie-
renkeineZwangläufigkeitenmehr.Das je-
weils Unwahrscheinliche zu managen,
setzt mehr als nur neue Lagedefinitionen
voraus. Moderne Fähigkeit, mit Verunsi-
cherung umzugehen, erfordert Probe-
handeln im Geiste. Weiterdenker müssen
nicht sehen, was eine Gesellschaft will
oder was auf sie zukommt, sondern eher,
was sie glaubt, erwarten zu können. Wer
sich festlegt in diesen Zeiten, riskiert
Glaubwürdigkeitsverluste. Die Un-
übersichtlichkeit all der Krisen fördert
mithin auchdie kommunikativenMeister
des Diffusen und des Ultrapragmati-
schen.

Die niedrigen Umfragewerte für die
Ampel imBundsindinsofernnichtüberra-
schend. Denn welcher sicherheitsdeut-
sche Wähler liebt experimentelles Regie-
ren? Hier wählt man das Bekannte, das
Vertraute, die Amtsinhaber. Sie garantie-
ren in der politischenMitte eine verlässli-
che Langeweile, wie die zurückliegenden
Landtagswahlen auch 2022 erneut ver-
deutlicht haben.

Die Ampel leidet aber zusätzlich auch
am ungewohnten Format – gegenüber
Wählern ebenso wie gegenüber den Be-
richterstattern. Denn die Berliner Ampel
modernisiert die traditionelle Kanzlerde-
mokratie. Scholzhateinhistorischschwa-
ches Mandat von den Wählern bekom-
men,wienie einKanzler zuvor.Die flexib-

le Trias ist ein Sonderformat. Zu dritt ist
man systematisch kontroverser als zu
zweit.Die fluidenFronten, alsDauerinter-
essenabwägung, sind so zu moderieren,
dass sich kein „zwei gegen einen“ verfes-
tigt. DieKanzlerpartei ist dauerhaft in der
Minderheit.

Zwar nutzt Scholz die Dramaturgie der
Richtlinienkompetenz, um zu priorisie-
ren, aber den Koalitionsalltag bestimmen
eher Stile wie Anpassen, Tauschen, Kura-
tieren imDissens-Management der Lern-
Koalition. Die Not, verursacht durch all
die Krisen, stabilisiert sie. Dabei kann die
Macht im Kanzleramt sein, muss sie aber
nicht.DieMachtdesMiteinandershatbis-
langdazugeführt,dass Interna internblie-
ben. Die Dynamik der Vielstimmigkeit ist
Teil der Vereinbarung. Wir müssen uns
daran wieder neu gewöhnen, dass zum
multizentrischenRegieren auchdie Frak-
tionen des Bundestags gehören; ebenso
wiedieöffentlichenkontroversenDiskur-
se innerhalb der Koalition. Man hat den
Eindruck, dass die Entscheidungsfähig-
keit wichtiger ist als die Entscheidungs-
kompetenz. Lernend-kollaborativ, fehler-
tolerant zeigt sich die Ampel. Das wirkt
aufdringlich unfertig. Widersprüche zu
umarmen, ist zudeminderAmpelschwie-
rig, aber auch für uns als Bürger anstren-
gend zu beobachten.

ZudenextremantagonistischenUmfra-
gewertenzwischenRegierungundOpposi-
tion kommt es auch durch den Gegen-
stand des Koalitionsvertrags. Geplant
sind keine Reparaturarbeiten am Wohl-
fahrtsstaat, sondern die Transformation
in eine digitale Nachhaltigkeitsgesell-
schaft. Und dies paart sichmit realen Ver-
lustängsten. Wie soll das eine Gesell-
schaft goutieren, in der viel mehr Men-
schenüber 70 Jahre stimmberechtigt sind
als unter 30?Wieweit reicht der Verände-
rungspatriotismus angesichts der ökono-
mischen Knappheit? Wie entscheiden
sich risikoaverse Sicherheitsdeutsche, die
fastmitAngstlustüberall zögerlicheragie-
renalsandereEuropäer?Wiepopulärklin-
gen Zumutungen? Da liegt es nahe, dass
sich viel mehr hinter den Bewahrern als
hinter den Veränderern scharen. Da der
Wählermarkt aber auch viele Fans des Er-
folgskennt,könntennacheinemdurchge-
heizten Winter die Werte für die Regie-
rungwieder nach oben klettern.

Karl-Rudolf Korte ist Professor für Politikwissen-
schaft an der Universität Duisburg-Essen sowie
Direktor der NRW School of Governance.
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Versuch und Irrtum

bestimmen das Handeln der

Koalition in all den Krisen

Was die zumeist älteren Wähler

nicht goutieren: Veränderungen,

die Verlustängste auslösen
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Verzweckt
Wenn die Politik sich an der Definition

historischer Ereignisse versucht, ist das ein Problem.

Wie die Bundestags-Initiative zum Holodomor zeigt

Von Norbert Frei

Im Land der

Oberlehrer

Zum Jahrestag der Ampel

steht die Opposition gut da,

in den Umfragen. Kein

Wunder, wenn man weiß, wie

die Deutschen ticken

Von

Karl-Rudolf Korte

STEINKES ANSICHTEN

Guter Wille, ehrliches Entsetzen

und argumentative Logik

gehen nicht immer zusammen
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